
gültig einstellen. Die Entscheidung nach § 150 Ziff. 3 StPO ist 
folglich in Beziehung zu den §§ 148 Abs. 1 Ziff. 4,152 Ziff. 2 oder 154 
StPO zu sehen.
Die vorläufige Einstellung nach § 150 Z i f f .  4 StPO

In derselben Weise trifft das auf § 150 Ziff. 4 StPO zu. Auch hier 
bleibt dem Staatsanwalt durch die vorläufige Einstellung die 
Möglichkeit offen, die Entscheidung über eine Auslieferung oder 
eine rechtskräftige Verurteilung durch ein Gericht des jeweiligen 
Staates abzuwarten. Ist dieser Umstand eingetreten, so hat der 
Staatsanwalt die vorläufige Einstellung gemäß § 152 Ziff. 3 in eine 
endgültige Einstellung umzuwandeln. Zu beachten ist, daß Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik nach Artikel 33 Abs. 2 der 
Verfassung grundsätzlich nicht einem anderen Staat ausgeliefert 
werden dürfen.71 Über die Auslieferung anderer Personen ent­
scheiden die zuständigen Organe, insbesondere der Generalstaats­
anwalt auf der Grundlage von Rechtshilfeverträgen oder anderen 
völkerrechtlichen bzw. zwischenstaatlichen Vereinbarungen. Die 
rechtliche Ausgestaltung ist deshalb keine Frage des Strafprozeß­
rechts.72

6.3.3. Die Umwandlung der vorläufigen Einstellung in eine 
endgültige Einstellung

Außer in den bereits genannten Fällen, wenn
— die gemäß § 150 Ziff. 3 StPO zu erwartende Maßnahme der 

strafrechtlichen Verantwortlichkeit rechtskräftig ausgespro­
chen wurde (vgl. 6.3.2.),

— der Beschuldigte gemäß § 150 Ziff. 4 StPO in dem anderen Staat 
bestraft wurde (vgl. 6.3.2.),

kann der Staatsanwalt ein vorläufig eingestelltes Verfahren auch 
unter den Voraussetzungen der Feststellung, daß die Krankheit des 
Beschuldigten sich als unheilbar erweist, endgültig einstellen.

In der Regel handelt es sich hierbei um Ermittlungsverfahren, die 
gemäß § 143 Ziff. 2 StPO durch das Untersuchungsorgan vorläufig 
eingestellt worden sind (vgl. 5.2.1.), aber auch durch den Staats­
anwalt nach § 150 Ziff. 2 StPO. Für das Untersuchungsorgan ist es 
insbesondere bedeutsam, danach zu unterscheiden, ob der Beschul­
digte unheilbar erkrankte oder abwesend ist. In jedem Fall muß aus 
dem Vorschlag an den Staatsanwalt ersichtlich sein, aufgrund 
welcher Tatsachen die Schlußfolgerung gezogen werden kann, das 
Verfahren endgültig einzustellen. Dazu gehört z. B. die ärztliche 
Bestätigung, daß der Beschuldigte unheilbar erkrankt ist.

Bei A b w e s e n h e i t  des Beschuldigten ist die Umwandlung einer 
vorläufigen in eine endgültige Einstellung nur möglich, wenn
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